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Klägerinnen und Revisionsklägerinnen‚

Prozeßbevollmächtigte: ........................ ..,

g e g e n

_
Beklagte und Revisionsbeklagte‚

yProzeßbevollmächtigter; „.‚..... ...... .........‚..

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 19‚ August 1975 durch den

, die Richter
5 c h r o e d e r — P r i n t z e n und

Vorsitzenden Richter Dr° M a i s c h

T h o m a s und die ehrenamtlichen Richter

H a h n e r und S c h u c h m a n n
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerinnen wird das Urteil

des Hessischen Lendessozialgerichts vom 220 Mai 1974

geändert° Die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des Sozialgerichts Gießen vom 12" Oktober

1972 wird als unzulässig verworfen‚ soweit sie die

Ansprüche der Klägerin zu 1) auf einmalige und
wiederkehrende Leistungen für einen Zeitraum bis

zu 13 Wochen betrifft° Im übrigen wird die Revision

der Klägerinnen zu 1) — 5) zurückgewiesen„ Die Be—
klagte hat den Klägerinnen ein Drittel der Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob den Klägerinnen
Entschädigungsansprüche aus der gesetzlichen Unfall—

versicherung (UV) nach ihrem am 25° Juni 4974 bei
einem Verkehrsunfall tödliCh verunglückten Ehemann

bzw° Vater zustehen. '

Der Ehemann der Klägerin zu 4. und Vater der minder—

jährigen Klägerinnen zu 2„ und 5.‚ Helmut KZZZf(K„),

befand sich am 25‚ Juni 4974 gegen
47,20h mit seinem

Personenkraftwagen auf der Heimfahrt von der Arbeits-

stätte° im Wagen befand sich auch der Arbeitskollage

Bjjjjj:: (B.). Beim Durchfahren einer Rechtskurve kam

das Fahrzeug nach links von der Fahrbahn ab, prallte

gegen einen Wasserdurchlaß und überschlug sich mehr-

mals. K. verstarb noch an der Unfallstelle" Die am
folgenden Tag gegen

9,45h entnommene Blutprobe ergab

eine Blutalkoholkonzentration (BAK) von 4,94 0/00.

Mit dem an die Klägerin zu 4° gerichteten Bescheid vom

44. Oktober 4974 lehnte die Beklagte die Entschädigung

von Unfallfolgen ab, weil der v0n K. genossene Alkohol

als die allein rechtlich wesentliche Unfallursache

anzusehen sei. Auf die Klage der Klägerin zu 4° hat

das Sozialgericht (SG) Gießen die Beklagte verurteilt,
den tödlichen Verkehrsunfall des Ehemanns der Kläge-

rin als Wegeunfall anzuerkennen und zu entschädigen

{Urteil vom 42° Oktober 4972)° Der Unfall sei durch
die Suche nach einem hinuntergefallenen Bonbon wesent—

lich mitverursacht werden° Während des Berufungsver—

fahrens hat die Beklagte — Berufungsklägerin — in der
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mündlichen Verhandlung vom 22° Mai 4974 (Bl‚ 432 R der

LSG—Akte) erklärt, der Bescheid vom 44" Oktober 4974 um-‘

fasse auch die Ablehnung der Unfallentschädigung an die

minderjährigen Kinder der Klägerin zu 4.‚° Daraufhin haben

die Klägerinnen Anschlußberufung eingelegt mit dem Antrag,

das Urteil des SG Gießen vom 420 Oktober 4972 dahin abzu—

ändern, daß die Beklagte verurteilt wird, auch den minder—

jährigen Kindern des K. Hinterbliebenenleistungen zu ge— ‚
-währen. Das Hessische Landessozialgericht (LSG) hat auf

die Berufung der Beklagten das Urteil des SG aufgehoben

und die Klage abgewiesen sowie die Anschlußberufung zurück-

gewiesen° Es hat zur Begründung ua ausgeführt: Die Berufung

sei nicht gemäß @ 444 Abs„ 4 Nin‚4 und 2 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—wegen einmaliger und wiederkehrender Lei—

stungen bis zu einem Zeitraum von 45 Wochen ausgeschlossen

{Sterbegeld‚ eventuell entstandene Kosten der Überführung

und Überbrückungshilfe)„ Die von dem Bundessozialgericht
(BSG) vertretene gegenteilige Auffassung sei nicht über—

zeugend begründet. In Fällen der vorliegenden Art sei ein

einheitlicher prozessualer Anspruch im Streit„ Die Ver—

sicherungsträger lehnten stets Hinterbliebenenansprüche

nur allgemein mit der Begründung ab, ein versicherter

Arbeitsunfall habe nicht vorgelegen° Da die verschiedenen

Einzelleistungen an Hinterbliebene dem Grunde nach sämt—

lich davon abhingen, daß der Tod des Versicherten durch

einen Arbeitsunfall eingetreten sei, und über den Leistungs—

umfang zunächst kein Streit bestehe, handele es sich stets

um einen einheitlichen prozessualen Anspruch auf Hinter—

bliebénenbezüge allgemein° Wegen der Einheitlichkeit des

ReChtsgrundes und des pr02essualen Anspruches habe sich

das SG daher auf ein Grundurteil beschränken dürfen

QS 460 SGG), ohne Einzelleistungen anzuführeno Im gleichen
Umfang sei mit der Berufung der geltend gemachte Anspruch

beim Berufungsgericht anhängig geworden„ Dieser erfordere
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seiner Natur nach eine einheitliche Entscheidung, und'_

es sei nicht zu vertreten, hiervon einzelne Leistungen-

auszunehmen und hinsichtlich der Zulässigkeit der Be-

rufung gesondert zu behandelno Die Berufungsausschlie—

ßungsgründe der 5% 144 ff SGG seien als Ausnahmevor-

schriften eng auszulegen„ Wegen der Rentenleistungen

müsse das Verfahren vor dem Berufungsgericht ohnehin

durchgeführt werden, so daß eine Entlastung nicht ein—

trete, wenn die Berufung hinsichtlich der in % 144
Abs. 4 Nrn„ 4 und 2 aufgeführten Leistungen ausge—
schlossen werde° Das Gesetz enthalte keine dahin—

gehende Bestimmung, daß beim Zusammentreffen einer
zulässigen mit einer nicht zulässigen Berufung diese

nicht mit nachgeprüft werden dürfe° Ein Berufungsaus—

schluß im oben genannten Sinne könne im Interesse der

materiellen Gerechtigkeit nicht hingenommen werden'

.
\ ' - ‚

Die Berufung der Beklagten sei begründet, die Anschluß-
berufung der Klägerinnen dagegen nicht. Während der

Zurücklegung des Heimweges habe für K. kein Versiche—
rungsschutz bestanden, weil der gemessene Alkohol die

allein rechtlich wesentliche Ursache des Unfalles dar—

gestellt und zur Lösung von der betrieblichen Tätig—

keit geführt habe. Die Höhe der BAK sei durch von K.
eingenommene Medikamente nicht beeinfluß werden. Sie

habe zur Unfallzeit weit über dem Grenzwert von 4,5 0/00

gelegen° Betriebsbedingte Umstände, die neben dem ge—

nossenen Alkohol mindestens als wesentliche Teilursache

zu wertenwären,ließen sich nicht feststellenq Der
‚Unfall sei darauf zurückzuführen, daß K. in der Kurve

die Lenkung zu spät und zu wenig betätigt sowie außer—

dem leicht gebremst habe, wodurch die Lenkwirkung der;

Vorderräder noch herabgesetzt worden sei° Nicht fest—

stellbar sei, inwieweit die Suche nach einem herunter—

-:.-
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gefallenen—Bonbon für das Unfallgeschehen ursächlich ge—
wesen sei° Es bestehe zwar ein gewisser zeitlicher Zu—

sammenhang. Der Zeuge B. habe aber nicht sagen könneni

welche Entfernung das Fahrzeug zu der Unglückskurve ge—

‘habt habe‚ als K. sich gebückt habe° Im übrigen sei das

Aufheben eines Bonbons kein sich aus der Zurücklegung des

versicherten Heimweges ergebender Umstand‚ der geeignet

sei, als wesentliche Ursache gleichwertig neben der fest—

gestellten alkoholbedingten absoluten Fahruntüchtigkeit

zu stehen„ Es handele sich dabei um ein Verhalten des K.‚

das seiner persönlichen Sphäre entstamme und außerdem

seiner Willenssteuerung unterlegen habe undihher auch

durch Alkoholeinwirkung beeinflußt gewesen sei° Nach der
Lebenserfahrung wirke sich Alkohol auf alle Handlungen

eines Kraftfahrers am Steuer enthemmend aus° Da K. die

Unfallstelle mehrere Male ohne Schwierigkeiten befahren
gehabt habe und andere Umstände als die Höhe der BAK nicht

erweislich seien,-sei diese die alleinige Unfallursache,

so daß Versicherungsschutz nicht bestanden habe„

Mit der zugelassenen Revision tragen die Klägerinnen vor:

Hinsichtlich der Ansprüche der Klägerin zu 40 auf Sterbe—

geld, Überführungskosten und Überbrückungshilfe sei die
Berufung der Beklagten unzulässig gewesen und hätte daher

vom LSG verworfen_werden müssen, weil bezüglich jedes ein—

zelnen im Streit befindlichen Anspruches gesondert zu be-

urteilen sei, inwieweit die Berufung ausgeschlossen sei.

Das LSG habe sein Recht auf/freie richterliche Beweis—

würdigung (% ■28 SGG) überschritten, wenn es aus der Ge-

samtheit des Verfahrens die Überzeugung erlangt habe,

andere Umstände als die alk0holbedingte Fahruntüchtigkeit

seien als wesentliche Unfallursache nicht erweislich° Die

Feststellung, K. habe .°. eine langgéstreckte Rechts—

- 6 -
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kurve „„‚ zu durchfahren gehabt und habe hierbei einen

hinuntergefallenen Bonbon aufheben wollen, hätte dem

LSG Veranlassung geben müssen, der Suche nach dem ent-

fallenen Bonbon bei der Entstehung des Unfalles min-
destens eine gleich große Rolle beizumessen wie der BAK‚

Denn der Sachverständige Profo Dr° F:ZEZH habe in seinem

Gutachten darauf hingewiesen, die zu Spät betätigte Len—

kung könne durchaus dadurch bedingt gewesen sein, daß

der Verstorbene durch die Suche nach dem Bonbon von der

Führung des Fahrzeuges so stark abgelenkt worden sei,

daß er sich nicht voll auf sein Verhalten in der Kurve

konzentriert habe; Der Zeuge B. hätte nach dem zeit—_

lichen Ablauf zwischen der Suche nach dem Bonbon und

dem Unfall befragt bzw. dazu vernommen werden müssen,

in welcher Entfernung von der Kurve, berechnet aus der

Geschwindigkeit des Fahrzeugs, K. sich nach dem Bonbon
gebückt habe (& 105 SGG)‚ Wenn das Bücken nach dem

Bonbon ursächlich für den Unfall gewesen sei, habe K.

unter Unfallversicherungssohutz gestanden, als er ver—

unglückte° Nach den Ausführungen des Sachverständigen
113113 sei reflexhaftes Greifen nach einem herabge—

fallenen Bonbon oder einem glimmenden Zigarettenende

ein Fehlverhalten, das häufig auch bei nüchternenen

hraftfahrern zu beobachten sei und Ursache für viele

Straßenverkehrsunfälle gewesen sein dürfte. Das Zu—

sichnehmen eines Bonbons und ein damit verbundenes

reflexhaftes Fehlverhalten schließe den Versicherungs—‘

schutz nicht aus. Entgegen der Auffassung des LSG sei

das Greifen nach dem Bonbon keine der Willenssteue-

rung unterliegende Handlung gewesen. Es könne daher

auch nicht durch die Alkoholeinwirkung beeinflußt ges“

wesen sein. Das LSG habe insofern den Unterschied

zwischen Reflexbewegung_ohne Mitwirkung des Bewußt—

seins und einer automatischen Reaktion verkannt° Die

.. ?,...
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“Reflexhandlung sei keine Willenshändlung, woraüf Prof.

Dr. F::täx.hingewiesen habe„ Das LSG hätte daher'nicht

ohne einen weiteren geeigneten Sachverständigen9 bei—

spielsweise einen Psychologen oder Verhaltensforscher.n

als weiteren Seehverständigen‚ zu vernehmen, eine gegen—
-teilige Meinung vertreten und das Greifen nach dem Bonbon

»als_willensgesteuerte und damit alkoholbeeinflußbare

;Handlung werten dürfen„‚

Die Klägerinnen beantragen‚
das_Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

_
v0m_22. Mai 4974 aufzuheben, das Urteil des

' Sozialgerichts Gießen vom 42. Oktober 1972
dahin abzuändern, daß die Beklagte verurteilt

-1wird, auch den Klägerinnen zu 2. und 5‚ Hinter—
bliebenénleistungen aus der gesetzliChen Unfall—
gereicherung

zu gewähren sowie die.Berufung der
_JBeklagténizürückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurüCkzuweisen.

Sie hält dasangefochteneUrteil für zutreffend.
Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung nach $ 424 Abs. 2 SGG einverstanden
"erklärt. ‘ 15

I_I_
Die fornl ■nd fristgerecht eingelegte nnd begründete
Revision der Klägerinnen ist durch Zulassung statthaft.

Sie ist jedoeh nur zu einem Teil begründet°
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‚'Das‘angefochtene Urteil des LSG leidet insoweit an einem

wesentlichen, auch ohne ausdrückliche Rüge zu berück—
‘

sichtigenden Verfahrensmangel, als das LSG die Berufung

der Beklagten hinsichtlich sämtlicher Ansprüche der
Klägerin zu 4.‚ die sich aus einem Arbeitsunfall ihres

Ehemannes (K.) ergeben könnten, für zulässig erachtet,
sachlich—rechtlich darüber entschieden und die Klage

vollen Umfangs abgewiesen hat, obwohl die Berufung gemäß

3 444 Abs. 4 Nrn. 4 und 2 SGG hätte als unzulässig ver—
worfen werden müssen, soweit sie die dort genannten An-

sprüche betraf (BSG 4, 227, 250; 22 225, 227 und 2459

246; 5, 424, 426 und 234, 255; 45, 65, 67; vgl. auch

SozR Nr. 494 zu 5 462 SGG). Zutreffend geht das LSG

davon aus, daß die Beklagte mit ihrem Bescheid
vom

44. Oktober 4974 alle einer Witwe zustehenden Entschä-

digungsansprüche nach einem Arbeitsunfall ihres Ehe—

mannes abgelehnt hat bzw. das SG der Klägerin zu 4.

“alle in Betracht kommenden Leistungen", d.h., auch

solche auf einmalige und wiederkehrende Leistungen bis

zu 45 Wochen wie Sterbegeld, Überführungskosten und

Überbrückungshilfe (3% 589 Abs. 4 Nrn. 4, 2 und 47 594

der Reichsversicherungsordnung —RVO—), zugesprochen

hat {Urteil S. 7). Im Gegensatz zu der Ansicht des LSG

vertritt auch der erkennende Senat in Übereinstimmung

mit der ständigen Rechtsprechung des 2. Senats des BSG

die Rechtsauffassung, daß in derartigen Fällen die

Berufung nur hinsichtlich der Dauerleistungen zulässig

ist. Gegenüber der von dem 2. Sénat in seiner neuesten.

— vom LSG berücksichtigten — Entscheidung zu dieser
Frage (Urteil vom 42. März 4974 in SozR — neue Folge —
4500 $ 444 SGG Nr. 2) gegebenen Begründung, greifen
die von dem LSG zur Stützung seiner gegenteiligen An-

sicht vorgebrachten Argumente nicht durch. Auch das.“

_ g _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


+9»
LSGbezweifelt nicht, daß es sich jeweils ummateriell—

.rechtlich und prozessual selbständige Ansprüche handelt,

die ihren Charakter als solche nicht dadurch verlieren,

daß über sie in einem einheitlichen Bescheid entschieden

worden ist. Dasselbe gilt auch dann, wenn mit einem sol—

chen Bescheid, wie das eben so häufig geschieht, sowohl,

‘
über die Hinterbliebenenansprücheder Witweals auchder
Weisen ablehnend entschieden wird mit der Begründung, es
liege kein entschädigungspfliehtiger ArbeitSunfall vor.
Es ist feststehende und niemals bezweifelte Rechtsprechung,

daß hinsichtlich aller im Streit befindlichen selbstän—

digen Ansprüche die Voraussetzungen für die Zulässigkeit

der Berufung nach den 99 445 ff SGGgesondert zu prüfen
und darüber zu entscheiden ist (BSG 5, 455, 459; 5, 222,.

225; 6, 11, 45; 10, 264, 266/267 und neuerdings für die
Rentenversicherung Urteil vom 20. August 4974 — 4 RJ

401/75 —)„ Hiervon ausgehend, kann auch dann nichts ande—

res gelten, wenn alle streitbefangenen Ansprüche eine

wesentliche Anspruchsvoraussetzung, wie hier ein Arbeits—

bzw. Wegeunfall im Sinne von %s 548, 550 EVO, gemeinsam

haben und mit derselben Begründung über alle Ansprüche
in einem Bescheid entschieden wird. Diese Ansprüche ver-

;_lieren dadurch nicht ihre Eigenständigkeit und werden
‘nicht

zu einem einheitlichen Anspruch. Weder die Versiche-

’rungsträger noch die Gerichte haben über einzelne An—

spruchsvoraussetzungen, sondern über die geltend gemach—

ten Ansprüche als solche zu entscheiden. Daß diese Ent-

scheidung oftmals allein davon abhängt, ob eine allen
streitigen Ansprüchen gemeinsame Voraussetzung vorliegt

oder nicht, berührt die Ansprüche in ihrer Eigenständig-

keit nicht. Auch in einem sogenannten Grundurteil gemäß

% 150_SGG kann nicht über einzelne Anspruchsvoraussetzun—

gen entschieden werden, sondern nur über den Anspruch auf

eine Geldleistung dem Grunde nach, d.h„ insoweit ist es

_ 40 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 10 _

nur zulässig, eine Entscheidung über die Höhe des An—
spruchs zu unterlassen° Allein die Tatsache, daß über

mehrere Ansprüche mit ein und demselben Bescheid ent—

schieden wird, kann schon deshalb nicht dazu führen,

daß, wenn nur einer dieser Ansprüche berufungsfähig

ist, das auch für die übrigen gilt, weiü es dann in

der Hand der Versicherungsträger läge, zu bestimmen,

ob ein an sich von der Berufung ausgeschlossener An—

spruch dennoch berufungsfähig wird„ Stellt man es da-

gegen entscheidend darauf ab, ob mehrere Ansprüche uoa.

von derselben Voraussetzung abhängig sind, so müßten

alle diese Ansprüche auch dann berufungsfähig sein,

wenn über sie, was dem Versicherungsträger nicht ver-

wehrt werden kann, jeweils mit einem gesonderten Be—

scheid entschieden worden ist, Das würde aber dem Ge—

setz widersprechen, denn in einem solchen Falle könnte

die Berufung gegen ein Urteil, das etwa nur einen An—

spruch auf Sterbegeld zum Gegenstand hat, nur diesen

Anspruch betreffen und wäre deshalb ohne Frage unzu-

lässig (S 144 Abs° 4 Nr. 1 SGG). Wenn das LSG daher
\usführt, das Verfahrensrecht solle der Durchsetzung

der materiellen Gerechtigkeit dienen (Urteil SO 10),

ist das im Grundsatz zwar richtig, daraus kann jedoch

nicht gefolgert werden, daß unter bestimmten Umstän—

den eindeutige Verfahrensrechtliche Bestimmungen außer

Acht zu lassen sind. Der 2. Senat führt insoweit in

seinem Urteil vom 12. März 4974 (aaO am Ende) zu Recht

aus, der Gesetzgeber habe diesen Grundsatz mit dem

S 444 Abs, 1 RVG eingeschränkt, indem er den Beteilig—

ten für bestimmte Ansprüche nur eine gerichtliche

Instanz zur Verfügung stellt„ Mag diese Regelung auch

in einzelnen Fällen zu unbefriedigenden Ergebnissen
führen, so können diese doch in Kauf genommen

werden;
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Denn bei einer gegenüber dem Urteil des SG positiven Ent—
scheidung des LSG hinsichtlich der Hinterbliebenenrente

besteht bezüglich-der rechtskräftig abgelehnten Ansprüche?
. die dem Berufungsausschluß unterliegen, immerhin die Mög—

lichkeit der Neufeststellung gemäß 5 627 EVO (vgl° BSG

45, 484, 486/487, 489; Lauterbach‚ Unfallversicherung,

}. Aufl., Anm. 7b zu € 62? - früher & 649 —BVD). Die an\'
sich beachtenswerten Erwägungen des LSG konnten nach

alledem ein Abweichen von der ständigen Rechtsprechung

des BSG nicht rechtfertigen,

Über die Ansprüche der Klägerinnen zu 2. und 5. hat das
LSG zu Recht sachlich entschieden. Diese Ansprüche konnten

zwar nicht im Wege einer Anschlußberufung in das Ver«

fahren des LSG eingeführt werden, weil insoweit keine
Entscheidung des SG vorlag und die Beklagte ihren Be—

scheid vom 44. Oktober 4974, der nur an die Klägerin zu

4. gerichtet war, erst in der mündlichen Verhandlung vor

dem LSG auf die Klägerinnen zu 2. und 3. erstreckt hatte.
Sie hatte damit erstmalig mit hinreichender Deutlichkeit

über diese Ansprüche entschieden und ihren ursprünglichen
Verwaltungsakt insoweit abgeändert. In entsprechender An“

wendung des S 96 SGG ist dieser Bescheid Gegenstand des
anhängigen Verfahrens geworden, und das_LSG hatte erst-
instänzlich darüber zu entscheiden, wobei Berufungsaus—‚

schließungsgründe, soweit sie überhaupt in Betracht kom—

men, der Sachentscheidung nicht entgegenstanden (BSG 48,

2545 2553 SozR Nr. 23 zu 5 96 SGG).'

In der Sache selbst hat das LSG zutreffend entschieden,

daß der Ehemann bzw. Vater der Klägerinnen‚ als er töd—

lich verunglückte„a nicht unter dem Schutz der gesetz-
lichen UVlständ. Veoh den nicht angegriffenen und daher

für das Revisionsgericht bindenden Feststellungen des
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LSG (@ 465 SGG) lag die BAK des K., als er auf der
Heimfahrt von der Arbeitsstätte den tödlichen Ver—

kehrsunfall erlitt, "weit über dem Grenzwert von

1,5 0/oo"‚ so daß er absolut fahruntüchtig war. In
verfahrensrechtlich nicht zu beanstandender Weise

hat das LSG darüber hinaus festgestellt‚ die alko—

holbedingte Fahruntüchtigkeit sei die rechtlich allein

wesentliche Ursache des Unfalls gewesen, wodurch der

Schutz der gesetzlichen UV während des Heimweges

\ä 550 EVO) fortfiel„ Das LSG ist bei seiner Ent—

scheidung der ständigen Rechtsprechung des 2„ und

des erkennenden Senats gefolgt, die auch von den

Klägerinnen nicht angegriffen wird (vgl„ SozR —
neue Folge — 22003 548 RVG Nr° 4 mit weiteren Hin-

weisen)„ Der Unfall ist unmittelbar dadurch ver—
ursacht.worden‚ daß K, die Lenkung seines Fahr—

zeugs zu spät und zu wenig betätigte und leicht

bremste, wodurch die Lenkwirkung der Vorderräder

des frontgetriebenen Pkws noch vermindert (Urteil

S. 14), und der Wagen nach links aus der Rechts-

kurve getragen wurde (Urteil 5„ 2)° Weder die

Straßen— oder Witterungsverhältnisse noch techni-

sche Mängel des Fahrzeuges noch ein plötzlich auf—

tauchendes Hindernis haben als Unfallursache eine

Rolle gespielt. Zutreffend hat das LSG aber auch

dem von dem Mitfahrer B. bezeugten Umstand keine

Bedeutung im Sinne einer wesentlichen Mitursache
“

beigemessen‚ daß K. sich vor der Kurve" (Urteil
S. 45) nach einem heruntergefallenen Bonbon ge—
bückt hat° Entgegen der Auffassung der Klägerinnen -

brauchte das LSG weder den Zeugen B° nochmals zu
vernehmen, noch ein zusätzliChes Gutachten etwa

eines Psychologen oder Verhaltensforschers einzu—
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fholen, ohne sein Recht auf freie richterliche Beweis—

würdigung (% 428 Abs. 4 SGG) oder seine Amtsermittlungs—

pflicht (% 405 sec) zu verletzenn Selbst wenn B. ent—
gegen seiner Aussage vor dem LSG in der mündlichen Ver—

;handlung vom 22. Mai 4974 (Bl. 154 R der LSG—Akte) nähere

Angaben darüber hätte machen können, in welcher Entfernung

vor der Kurve K. sich nach dem Bonbon gebückt hat, hätte

das LSG daraus kein anderes Beweisergebnis herleiten müs—

sen. Das LSG hat dieses Verhalter des K. als der Willens—'

steuerung unterliegende und daher durch Alkohol beein—

flußte Handlung gewertet, so daß es diesen Vorgang.auch

dann nicht als wesentliche Mitursache angesehenhätte9

—wenn es hätte feststellen können, daß das unmittelbar zum

Unfall führende falsche Fahrverha-ten des K. von diesem

'Vorgang beeinflußt—gewesen ist. So richtet sich auch der

Wesentliche Angriff der Revision gegen die Wertung des
Bückens nach dem Bonbon als einer Willenssteuerbaren Hand«

lung. Hiermit hat das LSG aber nicht gegen 8 428 Abs. 4
SGG, insbesondere nicht gegen Erfahrungssätze des täg-

_lichen Lebens verstoßen. Es brauchte sich auch nicht durch

die Ausführungen des Sachverständigen Prof. Dr. F3::i3.

„zu weiteren Ermittlungen gedrängt %} fühlen. Dieser hatte

zwar in seinem Gutachten vom 27. Nohember 1975 (Bl. 95 ff

der LSG—Akte) Erwägungen darüber angestellt, ob es sich

‚um eine reflektorische oder durch Alkohol beeinflußbare

Bewegung gehandelt hat, jedoch selbst erklärt, er fühle

sich für die Beantwortung dieser Frage fachlich nicht

kompetent (Seite 5, 4. Äbsatz seine$ Gutachtens)‚.was

auch zutrifft, denn Prof. Dr. E::123 ist Ingenieur und

nicht Mediziner oder P3ychologe. Mag daher auch das von
.ihm berichtete Ergebni5feiner eigenen Befragung von etwa

30 Kraftfahrern recht interessant erscheinen, so stellt

es doch letztlich nichts anderes dark als die Widergabe
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einer sehr begrenzten7 nicht wissenschaftlich begrün—

deten Meinungssammlung, die keinen repräsentativen Wert

haben kann‚ zumal der Gutachter für sich selbst als

ierfahrenemm Autofahrer die Möglichkeit solcher reflek—

torischer Reaktionen entschieden von sich weisto Im

übrigen geht aus der von ihm formulierten Frage nicht

mit genügender Deutlichkeit der entscheidende Unter—

schied zwischen einer nicht kontrollierbaren Reflex-

bewegung und einer der Willenssteuerung unterliegenden

Handlung hervor. Die Revision will daher auch nicht

aus den Ausführungen von Profo Dr° F£äIZE unmittelbar'

den Schluß gezogenjsehen, K° habe reflexartigv d„h°
nicht willenssteuerbar gehandelt° Das LSG mußte sich

aber durch diese Ausführungen angesichts des nahezu

3 Jahre zurückliegenden Todes des K° nicht veranlaßt

schen, dieser Frage mit Hilfe weiterer Sachverstän-

diger nachzugehenc Entscheidend konnte nämlich nur sein‚

wie das Verhalten des K. selbst zu werten ist und nicht

wie andere Kraftfahrer in ähnlichen Situationen mög—

licherweise zu reagieren glaubeno Seine Verhaltens-

weise läßt sich uber nicht mehr mit einiger Zuver—

lässigkeit kläre@‚ weil geeignete Testuntersuchungen

nicht mehr möglibh sind° Allenfalls aus einem allge—

mein gültigen Erfahrungssatz könnten Schlüsse gezogen

werden° Eine dahingehende Erfahrung, daß Kraftfahrer

in vergleichbareh Situationen reflexartig reagieren‚

gibt es jedoch richto Der gewissenhafte Kraftfahrer

wird sich vielmehr in aller Regel sachgemäß verhalten°

Das LSG konnte der Auffassung sein, daß das Hinunter—

fallen eines Bonbons kein Ereignis ist‚ das nach der

Lebenserfahrung zwangsläufig eine unkontrollierbare .

Reflexreation hervorruft° Eine solche Reaktion ist

um so weniger zu erwarten‚ wenn ein Kraftfahrer eine

Geschwindigkeit einhält, die "mit Rücksicht auf die
x
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.unübersichtliche Kurve bedenklich hoch" erscheint (Urteil
S. 44). Sollte sich ein nüchterner Fahrer in einer solch

gefährlichen Situation trotzdem bücken, so wäre das kein

Maßstab, der hier angelegt werden könnte. Denn auch ein

leichtsinniger Fahrer handelt dann nicht unkontrollierbar,.

er läßt vielmehr die erforderliche Sorgfalt außer Acht.

Gegen die Annahme einer bloßen Reflexbewegung spricht

überdies auch die Aussage des Zeugen B„‚ wonach K° zu-
nächst geschimpft hat: "Verdammter Bonbon9 der ist mir

runtergefallen" (SG—Akten Bl° 48/49 — im wesentlichen be» '
stätigt vor dem LSG - Bl° 454 R)„ Konnte das LSG somit

ohne Verfahrensverstoß davon ausgehen, das Rücken nach dem

.Bonbon sei eine der Willenssteuerung unterliegendé Hand—

lung gewesen, so ist auch der weitere Schluß nicht zu

beanstanden, das entsprechende Verhalten des K° sei durch

den genossenen Alkohol — wegen der dadurch bedingten Ent—

hemmung — beeinflußt gewesen° Die alkoholbedingte Fahre

untüchtigkeit konnte deshalb auch dann als die rechtlich

allein wesentliche Ursache des Unfalls erachtet werden?
’ wenn das Greifen nach dem Bonbon eine wesentliche Mitur»

sache für das unmittelbar zum Unfall führende falsche Lenk”

und Fahrverhalten war° Die unmittelbare Ursache eines Ver—
kehrsunfalls stellt in solchen Fällen immer ein Fehlver—

halten dar° Ob eine Ursache wesentlich im Sinne der im

«Recht der gesetzlichen UV geltenden Kausalitätsnorm ist‚

‘ richtet sich nicht nach der Quantität oder der zeitlichen
Reihenfolge des Eintritts der Bedingung in die Kausalkette,
sondern nach dem Wert, der der einzelnen Bedingung nach

der Auffassung des täglichen Lebens zukommt (BSG 4, 72, 76;
42, 242, 246; 45, 40, 42; Brackmann„ Handbuch der Sozial—

versicherung, 4.—8. Auflq‚Band II‚ Stand: Februar 4975,
S. 480 i mit weiteren Hinweisen). Die alkoholbedingte Fahr—
untüchtigkeit des K. wäre also auch dann wesentliche
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Unfallursache gewesen, wenn das durch den genossenen

Alkohol mitverursachte Greifen bzw° Bücken nach dem

Bonbon das Lenk— und Fahrverhalten des K‚ - wie die

Revision meint — nur wenige Sekunden vor dem Zusammen—‘

stoß bzw° dem Unfall beeinflußt hätte„ Denn andere

Umstände‚ die den Unfall auch dann verursacht hätten‚

wenn K. nicht alkoholbedingt fahruntüchtig gewesen

wäre, hat das LSG nicht festgestellt, noch sind sie

ersichtlich„ Wäre der Unfall sonach_wahrscheinlich nicht
eingetreten,

wenn K. nicht unter Alkoholeinfluß gestan-

den hätte, so warsnine alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit

die rechtlich allein wesentliche Unfallursache‚ wodurch

der Schutz der gesetzlichen UV ausgeschlossen wird„ Die

Nichterweisbarkeit anderer wesentlicher Unfallursachen‘

gehi insoweit zu Lasten der Klägerinnen (BSG 42‚ 2429
246; 55, 246, 218)° Das LSG hat daher die sachlich—

rechtlichen Voraussetzungen für die Ansprüche der
Klägerinnen auf Hinterbliebenenbezüge zutreffend ver-
neint und, soweit nicht die Rechtskraft des Urteils

des SG Gießen vom 12 Oktober 4972 entgegensteht, die

nie gen mit Recht abgewiesen°

Die Revision konnte somit nur soweit Erfolg haben‚ als

das LSG die Klage der Klägerin zu 1„ auch hinsicht—

lich der Ansprüche auf einmalige und wiederkehrende

Leistungen für einen Zeitraum bis zu 45 Wochen (Sterbe-

geld‚ evtl° entstandene Überführungskosten und Über—

brückungshilfe) abgewiesen hat°
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Die Kostenentscheidung‚ die diesen Teilerfolg berück-

sichtigt, folgt aus 3 495 SGG. ' '
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